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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 19. Dezember 1956 

6 — 66006 — 3351/56 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung des 
Dritten Gesetzes über die Übernahme von 
Sicherheitsleistungen und Gewährleistungen 
zur Förderung der deutschen Wirtschaft 
(2. ERP-BürgschG) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit. 

Der Bundesrat hat in seiner 168. Sitzung am 14. Dezember 1956 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Entwurf eines Gesetzes 

zur Ergänzung des Dritten Gesetzes über die Übernahme 
von Sidierheitsleistungen und Gewährleistungen zur Förderung 

der deutschen Wirtchaft 
(2. ERP-BürgschG) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 


§ 1 

(1) Der in § 2 Satz 1 des Dritten Gesetzes 
über die Übernahme von Sicherheitsleistun- 
gen und Gewährleistungen zur Förderung 
der deutschen Wirtschaft vom 6. Dezember 
1954 (Bundesgesetzbl. I S. 365) festgesetzte 
Betrag von zweihundert Millionen Deutsche 
Mark wird um zweihundert Millionen Deut- 
sche Mark zu Lasten des ERP-Sonderver- 
mögens auf vierhundert Millionen Deutsche 
Mark erhöht. 

(2) Die gemäß vorstehenden Vorschriften 
zu übernehmenden Sicherheitsleistungen und 
Gewährleistungen werden nach den für die 
Verwaltung der allgemeinen Bundesschuld 
jeweils geltenden gesetzlichen Vorschriften 
durch die Bundesschuldenverwaltung verwal- 
tet. Befugnisse, die danach dem Bundes- 
minister der Finanzen zustehen, werden von 
diesem und dem Bundesminister für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit gemeinsam aus- 
geübt. 

§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Ja- 
nuar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch Im 
Land Berlin. 


§3 


Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


Zu § 1 Abs. 1 

Durch § 2 des Dritten Gesetzes über die 
Übernahme von Sicherheitsleistungen und 
Gewährleistungen zur Förderung der deut- 
schen Wirtschaft vom 6. Dezember 1954 
(BGBl. I S. 364) ist der Bundesminister für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit ermächtigt 
worden, zu Lasten des ERP-Sonderver- 
mÖgens Sicherheitsleistungen und Gewähr- 
leistungen bis zum Höchstbetrage von 200 
Mio DM zu übernehmen. Im Rahmen dieses 
Programms Ist die Durchführung folgender 
Bürgschaftsaktionen vorgesehen: 

34 Mio DM Bürgschaften zugunsten der 
Seeschiffahrt, 

40 Mio DM Bürgschaften zugunsten von 
Vertriebenen-, Flüchtlings- und 
Geschädlgten-Unternehmen, 

15 Mio DM Bürgschaften zugunsten der 
Landwirtschaft, 

10 Mio DM Bürgschaften zugunsten von 
Unternehmen in den Zonen- 
randgebieten, 

100 Mio DM Bürgschaften zugunsten von 
Berliner Unternehmen. 

Da in absehbarer Zeit mit einer nennenswer- 
ten Rückführung der bisher gewahrten ERP- 
Garantien und -Bürgschaften nicht zu rechnen 
ist, erweist es sich als erforderlich, den Ga- 
rantie- und Bürgschaftsplafond des ERP- 
Sondervermögens aufzustocken. 


Als vordringlich erweist sich eine Bürgschafts- 
aktion von je 50 Mio DM zugunsten von 
Handel und Handwerk. 

Die kurzfristige Verschuldung hat dort die 
Grenze einer halben Milliarde DM bereits 
überschritten. Ihre notwendige Ablösung 
durch mittel- und durch langfristige Kredite 
ist bisher an dem Unvermögen der betroffe- 
nen Wirtschaftsbereiche zur Stellung ausrei- 
chender Sicherheiten gescheitert. Mittels Ge- 
währung von ERP-Bürgschaften sollen Han- 
del und Handwerk nunmehr in den Stand 
gesetzt werden, den Kreditgebern die erfor- 
derlichen Sicherheiten zu stellen. 

Unter Berücksichtigung der Tatsache, daß 
auch andere förderungswürdige Vorhaben im 
Rahmen der Bürgschaftsaktion des ERP-Son- 
dervermÖgens berücksichtigt werden sollen, 
wird eine Aufstockung des Bürgschaftspla- 
fonds um Insgesamt 200 Mio DM für erfor- 
derlich gehalten. 

Zu § 1 Abs. 2 

Die durch § 2 Satz 1 des Dritten Gesetzes 
über die Übernahme von Sicherheitsleistun- 
gen und Gewährleistungen zur Förderung 
der deutschen Wirtschaft vom 6. Dezember 
1954 (BGBl. I S. 365) erteilte Ermächtigung 
gilt für außerhalb des Rahmens von § 5 
Abs. 3 ERP-VwG übernommene ERP-Garan- 
tien und -Bürgschaften. Es bedarf daher 
einer § 10 Abs. 2 ERP-VwG sachlich ent- 
sprechenden Regelung. 
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